
Auf Grund dieser Feststellungen hat das Bezirksgericht 
seine Entscheidung damit begründet, daß dem Angeklagten 
nur in einem Fall ein Verstoß gegen die Verordnung ge­
gen unbefugten Gebrauch von Kraftfahrzeugen und Fahr­
rädern nachzuweiisen sei.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts, soweit das Bezirksgericht den An­
geklagten nur in einem Fall eines Verstoßes gegen die 
Verordnung vom 20. Oktober 1932 für schuldig befunden 
hat. Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat seine Rechtsauffassung, der 

Angeklagte habe in den übrigen Fällen das Fahrzeug 
nur benutzt, aber keinesfalls mit den betreffenden 
Kraftfahrern gemeinschaftlich unbefugt in Gebrauch ge­
nommen, mit der Lehre von der Beteiligung mehrerer 
Personen an einem Verbrechen begründet. Es hat aus­
geführt: „Geht man von der Teilnahmelehre — richtig 
müßte es Beteiligung mehrerer Personen an einem 
Verbrechen“ heißen — aus, so müßte der Angeklagte das 
mit den anderen Angeklagten begangene Verbrechen 
objektiv arbeitsteilig und gemeinschaftlich durchgeführt 
haben. Der Angeklagte müßte demnach einen -Teil der 
Ausführungshandlungen selbst begangen haben. Dies 
könnte beispielsweise dann vorliegen, wenn der An­
geklagte während dieser Schwarzfahrten sich am Füh­
ren des Fahrzeugs durch Abwechseln mit dem anderen 
Kraftfahrer zeitweise betätigt haben würde. Dafür 
bietet der Sachverhalt aber keinen Anhaltspunkt...“

Das Bezirksgericht hat also die Frage der Mittäter­
schaft des Angeklagten davon abhängig gemacht, ob er 
sich an der Führung des Fahrzeugs beteiligt hat.

Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden. Richtig 
ist zwar, daß Mittäterschaft nur dann vorliegt, wenn 
eine Person Ausführungshamdlungen zu einem Ver­
brechen begangen hat. Dem Bezirksgericht ist auch 
darin zuzustimmen, daß lediglich ein Mitfahren in 
einem unbefugt in Gebrauch genommenen Kraftwagen 
nicht den Tatbestand der genannten gesetzlichen Be­
stimmung erfüllt. Irrig ist aber die vom Bezirksgericht 
vertretene Auffassung, daß im vorliegenden Fall eine 
Ausführungshandlung des Angeklagten nur dann Vor­
gelegen hätte, wenn er den Kraftwagen zeitweilig selbst 
gesteuert haben würde. Unter Zugrundelegung seiner 
Auffassung hätte das Bezirksgericht zunächst folge­
richtig prüfen müssen, ob der Angeklagte als Anstifter 
oder Gehilfe zu dem von M. und W. als Alleintäter 
begangenen unbefugten Gebrauch der Kraftfahrzeuge 
schuldig ist. Im vorliegenden Fall kam es aber darauf 
an, daß M. und W. die Straftaten ohne Zurverfügung­
stellung von Fahraufträgen und Kraftstoff durch den 
Angeklagten nicht hätten begehen können. Die Ver­
fügungsbefugnis über Fahraufträge und Bezugsberech­
tigungen für Treibstoff standen nur dem Angeklagten 
als Kommandoleiter zu. Er allein war dem VEB D. und 
seiner Dienststelle für eine ordnungsgemäße Verwen­
dung der Fahraufträge und des Treibstoffs verant­
wortlich. Folglich konnten ohne Zustimmung des An­
geklagten keine Schwarzfahrten durchgeführt werden. 
Der Angeklagte hat aber nicht nur der Durchführung 
von Schwarzfahrten der ihm unterstellten Kraftfahrer 
zugestimmt, sondern sich aus persönlichen Interessen 
an den vom Bezirksgericht festgestellten Fahrten in 
der Form beteiligt, daß er den jeweiligen, nur für einen 
bestimmten Zweck zur Verfügung stehenden Dienst­
wagen zusammen mit den Kraftfahrern als Beförde­
rungsmittel für die von allen Beteiligten durchgeführ­
ten Heimfahrten gebrauchte. Seine als Teil der Aus­
führungshandlung in Erscheinung getretene Tätigkeit 
bestand in der Zurverfügungstellung des Fahrauftrags 
und der Bezugsberechtigungen für den Treibstoff, ins­
besondere aber in der von ihm als Kommandoleiter 
unbefugt erteilten Zustimmung zur Durchführung der 
Fahrten, also in der Bereitstellung der Fahrzeuge nebst 
notwendigem Zubehör. Der Teil der Ausführungshand­
lung der Kraftfahrer bestand in dem Steuern des Fahr­
zeugs. Ein Mitfahren des Angeklagten i. S. der vom 
Bezirksgericht angenommenen Benutzung der Kraft­
wagen hätte dann Vorgelegen, wenn er, ohne Kom­
mandoleiter und Vorgesetzter der Kraftfahrer gewesen 
zu sein und nicht mit den ihm übertragenen Befug­
nissen ausgestattet, also ohne die tatsächliche Herr­

schaft über das Fahrzeug gehabt zu haben, sich den 
Kraftfahrern lediglich zur Mitfahrt angeschlossen hätte. 
Aber auch die subjektiven Voraussetzungen für die Be­
urteilung, daß der Angeklagte als Mittäter gehandelt 
hat, sind vorhanden. Hierzu ist erforderlich, daß die 
gemeinschaftliche Ausführung des Verbrechens auf ge­
meinschaftlichem Vorsatz beruht. Auch dies trifft zu. 
Sowohl der Angeklagte als auch der jeweilige Kraft­
fahrer wußten, daß sie unter Verletzung ihrer Befug­
nisse die Kraftfahrzeuge gemeinschaftlich zu anderen 
als den vorgesehenen Zwecken verwendeten; das woll­
ten sie auch, um die ihren persönlichen Interessen die­
nenden Schwarzfahrten durchzuführen.

Das Bezirksgericht hätte also den Angeklagten, wie 
dies vom Kreisgericht zutreffend geschehen war, wegen 
fortgesetzten Verstoßes gegen die VO gegen unbefugten 
Gebrauch von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern verur­
teilen müssen.

§§ 1, 2, 16 der VO zur Regelung des innerdeutschen 
Zahlungsverkehrs vom 23. Dezember 1950 (VOB1. I 
S. 373).*

Bei Zuwiderhandlungen gegen Blankettgesetze liegt 
ein schuldhaftes Verhalten erst dann vor, wenn der 
Täter auch eine konkrete Vorstellung davon hatte, daß 
seine Handlung gegen die sich aus dem Gesetz erge­
benden Pflichten verstößt.

KG, Urt. vom 26. Juli 1957 - Zst II 7/57.

Der 71jährige Angeklagte ist seit 1928 Bücherrevisor und 
Steuerberater. Er ist sowohl im demokratischen Sektor als 
auch in den Westsektoren von Groß-Berlin als Steuer­
berater und Buchprüfer zugelassen und selbständig tätig.

Im November 1955 beauftragte die in Westberlin an­
sässige Frau H. den Angeklagten damit, 'die in ihrem. 
Besitz befindlichen verzinslichen Staatsanleihen des ehe­
maligen Landes Sachsen aus dem Jahre 1946 zu verkaufen. 
Frau H. war bis Ende 1953 in Dresden ansässig gewesen 
und dann zu ihrer Tochter nach Österreich verzogen. Der 
Angeklagte sollte den Verkauf in einem Gesamtbetrag von 
etwa 85 000 DM durchführen. Er ließ sich zunächst von 
Frau H. die Ausreisegenehmigung vom 30. September 1953 
und die Unbedenklichkeitsbescheinigung der Deutschen 
Notenbank Dresden vom 4. September 1953 vorlegen. 
Weiterhin ließ sich der Angeklagte von Frau H. eine 
schriftliche Erklärung des Inhalts geben, daß diese den 
Erlös für die zum Verkauf gestellten sächsischen Schuld­
verschreibungen des Jahres 1946 gesetzmäßig verwenden 
werde.

Dann begab sich der Angeklagte zum Berliner Stadt­
kontor in der Kurstraße und erkundigte sich hier über die 
Art und Weise des Ankaufs der Schuldverschreibungen 
durch dieses Geldinstitut. Der Sachbearbeiter beim Berliner 
Stadtkontor, der Zeuge B., erklärte dem Angeklagten, daß 
beim Ankauf der Schuldverschreibungen keine Legitimie­
rung gegenüber dem Stadtkontor erforderlich sei. Erlegte 
ihm außerdem eine entsprechende Verfügung des Ministe­
riums 'der Finanzen vom 24. Oktober 1954 vor, in der dies 
geregelt war.

Am 25. November 1955 begab sich der Angeklagte mit 
Frau H. in die Geschäftsräume des Berliner Stadtkontors. 
Hier übergab Frau H. dem Angeklagten Schuldverschrei­
bungen in Höhe von 5000 DM. Der Angeklagte reichte 
diese dem Angestellten des Schalters 6 ein mit der Erklä­
rung, für einen Teil des Erlöses Hypothekenpfandbriefe 
ankaufen zu wollen. Er legte seinen deutschen Personal­
ausweis vor und gab seine Geschäftsanschrift an. Er er­
hielt 5000 DM in bar ausgezahlt. Von dieser Summe wurde 
ein Teil in Hypothekenpfandbriefen angelegt. Den Rest 
des Geldes übergab der Angeklagte der anwesenden Frau H.

In der gleichen Weise löste der Angeklagte an drei wei­
teren Tagen im November und Dezember 1955 Schuld­
verschreibungen im Werte von insgesamt 59 000 DM ein. 
Als der Angeklagte am 20. Januar 1956 wiederum Schuld­
verschreibungen in Höhe von 20 000 DM an der gleichen 
Stelle und in der üblichen Weise zur Einlösung vorlegte, 
wurde er festgenommen.

Das Stadtbezirksgericht führt in seinem freisprechenden 
Urteil aus, daß der Angeklagte zwar objektiv» gegen die 
§§ 1, 2 der VO zur Regelung des innerdeutschen Zahlungs­
verkehrs verstoßen habe, daß aber ein Verschulden des 
Angeklagten nicht vorliege, weil er sich bei dem Stadt­
kontor auf Grund bei ihm bestehender Unklarheiten ein­
gehend nach den Bestimmungen über die Einlösung der 
Schuldverschreibungen erkundigt habe und auf die Aus-

* In der DDR: Gesetz zur Regelung des innerdeutschen 
Zahlungsverkehrs vom 15. Dezember 1950 (GBl. S. 1202).
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